

BE: MAYER


Nr.      der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages
(4. Session der 17. Gesetzgebungsperiode)


Antrag

der Abg. Klubobmann Mag. Mayer, HR Prof. Dr. Schöchl, Mag. Scharfetter und Mag. Zallinger betreffend Entbürokratisierungsprüfung bei neuen Landesgesetzen und Verordnungen

Die zunehmende Bürokratie stellt eine zentrale Herausforderung für die Gebietskörperschaften dar. Unnötige Bürokratie bindet erhebliche personelle Ressourcen und überbordende Vorschriften werden sowohl von den Bürgerinnen und Bürgern als auch von Unternehmen zunehmend als Belastung wahrgenommen. 

Der Abbau von Bürokratie sowie Maßnahmen zur Verwaltungsvereinfachung zählen zu den zentralen politischen Zielsetzungen, wobei Salzburg bereits mit gutem Beispiel vorangeht. So wurde im Rahmen des Salzburger Wohnbauförderungsgesetzes ein eigener Wirtschaftlichkeitsbeirat eingerichtet, der einmal jährlich Grundlagen für weitere Schritte zur Deregulierung und Baukostensenkung erarbeitet. Auch die Reformpartnerschaft zwischen Bund und Ländern, die auf Initiative Salzburgs ins Leben gerufen und in Leogang beschlossen wurde, trägt wesentlich zum Aufgabenabbau bei. 

Deregulierung sowie Bürokratie- und Aufgabenabbau sind dabei keine einmaligen Maßnahmen, sondern müssen kontinuierlich in Politik und Verwaltung gelebt und umgesetzt werden. Es geht um Vereinfachungen und Erleichterungen im eigenen Verantwortungsbereich genauso wie zwischen den Verwaltungsebenen. Für alle Seiten muss die Beseitigung bürokratischer Hürden, die Bürger und die heimische Wirtschaft belasten, oberste Priorität haben. Daher ist es erforderlich, künftig bei allen Gesetzen und Verordnungen systematisch zu prüfen, welchen Mehraufwand sie für Verwaltung und Bürger verursachen und ob dieser Mehraufwand im Verhältnis zum Qualitätsgewinn steht. Besonders wichtig ist dabei, dass neue Bürokratie nur dann entsteht, wenn sie tatsächlich notwendig ist.

In diesem Zusammenhang stellen die unterzeichneten Abgeordneten den

Antrag,

der Salzburger Landtag wolle beschließen:

Die Salzburger Landesregierung wird ersucht,

1. nach Vorbild des Bundes eine Entbürokratisierungsprüfung aller neuen Landesgesetze und Verordnungen durchzuführen und diese Prüfung auf die Kriterien Notwendigkeit, Verhältnismäßigkeit, Subsidiarität und Verwaltungsökonomie zu stützen, sowie
 
2. im Rahmen dieser Entbürokratisierungsprüfung zusätzlich eine Kostenfolgenabschätzung für die heimische Wirtschaft und die Bevölkerung durchzuführen, um sicherzustellen, dass neue Regelungen keine unverhältnismäßigen mit sich bringen.

Dieser Antrag wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur weiteren Beratung, Berichterstattung und Antragstellung zugewiesen.



Salzburg, am 5. November 2025


   Mag. Mayer eh.                                                                       HR Prof. Dr. Schöchl eh. 



Mag. Scharfetter eh.                            	                                    Mag. Zallinger eh.
